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1. Instanz

Aktenzeichen S 2 KR 209/17
Datum 13.01.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 KR 106/22
Datum 25.01.2024

3. Instanz

Datum -

1.Â Â  Â Die Klage wird abgewiesen.

2.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die HÃ¶he des an den KlÃ¤ger zu leistenden
Krankengelds nach vorausgegangenem Bezug von Ã�bergangsgeld streitig.

Der bei der Beklagten gesetzlich krankenversicherte KlÃ¤ger bezog ab 16.11.2015
Ã�bergangsgeld durch die Deutsche Rentenversicherung Hessen (DRV) anlÃ¤sslich
von Leistungen zur Teilhabe. Mit Bescheid vom 11.12.2015 setzte die DRV das
Ã�bergangsgeld ab 16.11.2015 auf 39,79 Euro und ab 01.04.2016 auf 40,83 Euro
fest. Dieser Berechnung lagen ein durch die DRV festgestelltes Regelentgelt in
HÃ¶he von 87,33 Euro kalendertÃ¤glich und ein kalendertÃ¤gliches
Nettoarbeitsentgelt in HÃ¶he von 57,24 Euro zu Grunde. Sie fÃ¼hrte weiter aus,
dass die Berechnungsgrundlage des Ã�bergangsgeldes grundsÃ¤tzlich 80 Prozent
des kalendertÃ¤glichen Regelentgelts (69,86 Euro), jedoch nicht mehr als das
kalendertÃ¤gliche Nettoarbeitsentgelt betrage, weshalb dieses vorliegend die
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Berechnungsgrundlage darstelle. Das Ã�bergangsgeld betrage 68 Prozent der
Berechnungsgrundlage.Â 

Am 23.08.2016 erkrankte der KlÃ¤ger arbeitsunfÃ¤hig an einer rezidivierenden
depressiven StÃ¶rung (ICD-10 F33.2), festgestellt durch die FachÃ¤rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin C. Am 30.08.2016 brach er die FortbildungsmaÃ�nahme bei der
DRV ab. In der Folge bezog der KlÃ¤ger vom 31.08.2016 bis zum 19.02.2018
Krankengeld von der Beklagten.Â 

Mit Bescheid vom 28.11.2016 informierte die Beklagte den KlÃ¤ger, dass sein
Krankengeld 31,79 Euro brutto (27,97 Euro netto) tÃ¤glich betrage. Mit E-Mail vom
selben Tage erlÃ¤uterte die Beklagte dem KlÃ¤ger ihre Berechnung. Das tÃ¤gliche
Bruttokrankengeld errechne sich aus 70 Prozent der beitragspflichtigen Einnahme,
welche 80 Prozent von 65 Prozent des Regelentgelts betrage.Â 

Gegen den Bescheid vom 09.12.2016 erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und wandte
sich gegen die Berechnung des Krankengeldes. Er fÃ¼hrte hierzu aus, dass 70
Prozent der beitragspflichtigen Einnahme, mithin 80 Prozent des Regelentgelts der
Berechnung zu Grunde zu legen seien, mithin ein Krankengeld von 48,90 Euro zu
leisten sei.Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 19.04.2017 hielt die Beklagte an ihrem
Berechnungsweg fest und wies den Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ck.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger aus den GrÃ¼nden seines Widerspruchs Klage zum
Sozialgericht Wiesbaden am 15.05.2017. Die Rechtsprechung zur vorliegenden
Sachlage sei uneinheitlich. Die Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) vom
05.05.2009 (Az. B 1 KR 16/08 R) sei nicht eindeutig. Das Krankengeld sei
entsprechend der Rechtsprechung des Sozialgerichts (SG) Berlin vom 15.09.2017
(Az. S 51 997/14) aus 70 Prozent des Regelentgelts zu berechnen.Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 28.11.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19.04.2017 zu verurteilen, das kalendertÃ¤gliche
Bruttokrankengeld mit mindestens Brutto 48,90 Euro zu berechnen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie ist der Ansicht, dass das Krankengeld 70 Prozent von 80 Prozent des Betrages,
der dem Ã�bergangsgeld zu Grunde liegt, vorliegend das Nettoarbeitsentgelt,
betrage. Hierzu beruft sie sich auf die Entscheidung des BSG vom 05.05.2009. Ab
dem 31.08.2016 sei daher von der Beklagten ein Bruttokrankengeld in HÃ¶he von
33,62 Euro zu gewÃ¤hren und ab 01.04.2017 in Folge der Dynamisierung in HÃ¶he
von 34,61 Euro. Mit fÃ¼nf Bescheiden vom 23.07.2020 setzte die Beklagte das
tÃ¤gliche Krankengeld des KlÃ¤gers sodann von 31.08.2016 bis 31.12.2016 in
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HÃ¶he von 33,62 Euro (29,58 Euro netto), von 01.01.2017 in HÃ¶he von 33,62 Euro
(29,58 Euro netto), von 01.04.2017 bis 31.07.2017 in HÃ¶he von 34,61 Euro (30,41
Euro netto), von 01.08.2017 bis 31.12.2017 in HÃ¶he von 34,61 Euro (31,37 Euro
netto) und von 01.01.2018 bis 19.02.2018 in HÃ¶he von 34,61 Euro (31,39 Euro
netto) fest.

Hinsichtlich des Sach- bzw. Streitstandes im Einzelnen wird auf die Gerichtsakte
sowie auf die Verwaltungsakte der Beklagten, die Gegenstand der
Entscheidungsfindung waren, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet.Â 

Die Beklagte hat die HÃ¶he des dem KlÃ¤ger zustehenden Krankengeld zutreffend
mit den Bescheiden vom 23.07.2020 berechnet. Die Bescheide vom 23.07.2020
wurden gemÃ¤Ã� Â§ 96 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zum Gegenstand des
Verfahrens.

Unstreitig lagen im streitigen Zeitraum die Voraussetzungen fÃ¼r den Bezug von
Krankengeld nach Â§Â§ 44ff. Sozialgesetzbuch â�� FÃ¼nftes Buch â�� (SGB V)
beim KlÃ¤ger vor. Gegenteiliges ist fÃ¼r das Gericht auch nicht ersichtlich. Die
Beteiligten streiten sich ausschlieÃ�lich Ã¼ber die HÃ¶he des zu leistenden
Bruttokrankengeldes.

FÃ¼r den KlÃ¤ger gilt dabei zunÃ¤chst die Regelung des Â§ 47 Abs. 1 S. 1 u. Abs. 2
S. 2 SGB V. Hiernach betrÃ¤gt das Krankengeld 70 vom Hundert des erzielten
regelmÃ¤Ã�igen Arbeitsentgelts und Arbeitseinkommens, soweit es der
Beitragsberechnung unterliegt (Regelentgelt). FÃ¼r Versicherte, die nicht
Arbeitnehmer sind, gilt als Regelentgelt der kalendertÃ¤gliche Betrag, der zuletzt
vor Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Beitragsbemessung aus
Arbeitseinkommen maÃ�gebend war.Â 

Dabei war der KlÃ¤ger als Teilnehmer an einer Leistung zur Teilhabe zum
maÃ�geblichen Zeitpunkt nicht Arbeitnehmer im Sinne des Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V,
sondern nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 6 SGB V pflichtversichertes Mitglied der Beklagten. Die
Mitglieder nach Nummer 6 fallen nach Entstehungsgeschichte, Systematik sowie
Sinn und Zweck der Regelung unter Â§ 47 Abs. 2 S. 2 SGB V (Kassler Kommentar/
Schiffdecker, 116. EL September 2021, SGB V Â§ 47 Rn. 83 m.w.N.)

Nach Â§ 235 Abs. 1 S. 1 SGB V gelten fÃ¼r die nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 6
versicherungspflichtigen Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben als
beitragspflichtige Einnahmen 80 Prozent des Regelentgelts, das der Berechnung
des Ã�bergangsgeldes zugrunde liegt.

Dabei ist zwischen den Beteiligten streitig, wie mit der vorliegenden Sachlage, dass
das Regelentgelt nicht der Berechnung des Ã�bergangsgeldes zu Grunde liegt,
umzugehen ist.Â 
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Denn vorliegend wurde das Ã�bergangsgeld von der DRV zutreffend nach Â§ 46
Abs. 1 S. 1 Sozialgesetzbuch â�� Neuntes Buch â�� (SGB IX) in der bis 31.12.2017
geltenden Fassung (a.F.) â�� entspricht Â§ 66 Abs. 1 S. 1 SGB IX n.F. â�� berechnet.
Danach gilt: der Berechnung des Ã�bergangsgelds werden 80 Prozent des erzielten
regelmÃ¤Ã�igen Arbeitsentgelts und Arbeitseinkommens, soweit es der
Beitragsberechnung unterliegt (Regelentgelt), zugrunde gelegt, hÃ¶chstens jedoch
das in entsprechender Anwendung des Â§ 47 a.F. (Â§ 67 n.F.) berechnete
Nettoarbeitsentgelt. Letzteres war vorliegend der Fall, weshalb die DRV das
Ã�bergangsgeld aus dem Nettoarbeitsentgelt berechnete.Â 

Dabei beruft sich die Beklagte aus Sicht des Gerichts zutreffend auf das Urteil des
BSG vom 05.05.2009 Az. B 1 KR 16/08 R, wonach vorliegend dann das
Nettoarbeitsentgelt als Regelentgelt zu berÃ¼cksichtigen war. Dieses fÃ¼hrt
insoweit aus:
â��Die Beklagte hat aus der Anwendbarkeit von Â§ 47 Abs 4 Satz 2 SGB V auch
zutreffend gefolgert, dass 80 vH des Bemessungsbetrages, den die BfA fÃ¼r das
unmittelbar vor Krg-Beginn gewÃ¤hrte Ã�bg zugrunde gelegt hat, als Regelentgelt
zu berÃ¼cksichtigen sind. Unter BerÃ¼cksichtigung von Sinn und Zweck der
Neuregelung ist Â§ 47 Abs 4 Satz 2 SGB V nÃ¤mlich so zu lesen, dass fÃ¼r
Versicherte, die nicht Arbeitnehmer sind, als Regelentgelt der kalendertÃ¤gliche
Betrag gilt, der zuletzt vor Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die
Beitragsbemessung maÃ�gebend war. Lediglich bei versicherten SelbststÃ¤ndigen
ist dagegen derjenige kalendertÃ¤gliche Betrag maÃ�geblich, der zuletzt vor Beginn
der ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Beitragsbemessung aus Arbeitseinkommen
maÃ�gebend war. Der Gesetzgeber wollte mit der ErgÃ¤nzung des Â§ 47 Abs 4 Satz
2 SGB V um die Worte â��aus Arbeitseinkommenâ�� die gesetzliche Regelung der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) zur Regelentgeltberechnung bei
SelbststÃ¤ndigen im Sinne einer Klarstellung der geltenden Rechtslage anpassen
(vgl Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Verwaltungsvereinfachungsgesetzes,
BR-Drucks 676/04, S 48, zu Art 4 Nr 2 ). Der Gesetzgeber wollte mithin nicht
bewirken, dass andere als selbststÃ¤ndige Versicherte, die nicht Arbeitnehmer sind,
aber bisher Krg-berechtigt waren, durch eine Ã�nderung der
Berechnungsvorschriften vom Krg-Bezug kÃ¼nftig ausgeschlossen werden.â��

Dabei war das Ã�bergangsgeld des Versicherten aus dem Verfahren vor dem BSG
auch nicht aus dem Regelentgelt berechnet worden, sondern nach Â§ 48 SGB IX a.F.
(Â§ 68 SGB IX n.F.), wonach die Berechnungsgrundlage fÃ¼r das Ã�bergangsgeld
aus 65 Prozent des tariflichen oder ortsÃ¼blichen Arbeitsentgelts ermittelt wird,
soweit nicht die Berechnung nach den Â§Â§ 46,47 SGB IX a.F. zu einem hÃ¶heren
Betrag fÃ¼hrt.Â 

Mit dem SG Berlin (Urteil vom 15.09.2017, S 51 KR 99/17) fÃ¼hrt der KlÃ¤ger
hiergegen an, dass die Entscheidung des BSG insoweit nicht eindeutig sei. Das
Bundessozialgericht verwende den Begriff der Berechnungsgrundlage fÃ¼r das
Ã�bergangsgeld und den Begriff des Regelentgelts quasi synonym. Die Tatsache,
dass dies nicht (erst) in den EntscheidungsgrÃ¼nden â�� nach einer
entsprechenden BegrÃ¼ndung oder Klarstellung â�� so erfolge, sondern bereits im
Tatbestand auf die Unterscheidung keinen Wert gelegt werde zeige, dass sich das
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BSG die im Wortlaut des Â§ 235 Abs. 1 S. 1 SGB V angelegt Zweideutigkeit offenbar
nicht bewusstgemacht habe (SG Berlin, a.a.O.). Â 

Dem ist entgegenzuhalten, dass das Bundessozialgericht sehr wohl zwischen der
Berechnungsgrundlage (Â§ 48 SGB IX a.F.) und dem Regelentgelt im Sinne des Â§
47 SGB V unterscheidet. Insoweit sind die AusfÃ¼hrungen konsequent als es jeweils
von â��als Regelgeltâ�� spricht. Dabei greift es die Formulierung des Â§ 47 Abs. 4
S. 2 SGB V auf. Auch im Tatbestand fÃ¼hrt das BSG aus:Â 
â��Ausgehend von der Berechnungsgrundlage fÃ¼r das Ã�bg von 64,85 Euro
knÃ¼pfte sie an einen Anteil von 80 vH dieses Regelentgelts an, das als
beitragspflichtige Einnahme fÃ¼r versicherungspflichtige Teilnehmer an Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben gilt, und berechnete hiervon 70 vH, gestÃ¼tzt auf Â§
47 Abs 4 Satz 2 und Abs 1 Satz 1 SGB V (Bescheid vom 16.9.2004).â�� (BSG, a.a.O.)

Mit der Formulierung â��dieses Regelentgeltsâ�� bleibt das Urteil insoweit
konsequent, denn letztlich ist vorliegend streitig, was als Regelentgelt nach Â§ 47
SGB V der Berechnung des Krankengelds zu Grunde zu legen ist.Â 

Nach Ã�berzeugung des Gerichts ist der Entscheidung des BSG insoweit auch zu
folgen, denn nur so findet, der Relativsatz (â��Regelentgelt, das der Berechnung
des Ã�bergangsgeldes zugrunde liegt.â��) im Rahmen des Â§ 235 Abs. 1 S. 1 SGB V
auch bei Berechnung des Ã�bergangsgeldes nach Â§ 48 SGB IX a.F. oder aus dem
Nettoarbeitsentgelt nach Â§ 47 SGB IX a.F. einen AnknÃ¼pfungspunkt (so auch SG
Oldenburg, Urteil vom 05.04.2018, S 63 KR 163/16).

Die HÃ¶he der Krankengeldberechnung, wie sie die Beklagte mit den Bescheiden
vom 23.07.2020 vorgenommen hat, ist daher nach Auffassung des Gerichts
zutreffend und die Klage demnach abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und trÃ¤gt dem Ausgang des
Verfahrens Rechnung.
Â 

Erstellt am: 07.10.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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